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Artikel 31 

Sonstige Benutzung ohne Zustimmung des Rechtsinhabers 
 

  Läßt das Recht eines Mitglieds die sonstige Benutzung *1) des Gegenstands eines Patents ohne die 
Zustimmung des Rechtsinhabers zu, einschließlich der Benutzung durch die Regierung oder von der Regierung 
ermächtigte Dritte, sind folgende Bestimmungen zu beachten: 

 a) die Gewährung zu einer solchen Benutzung wird auf Grund der Umstände des Einzelfalls geprüft; 
 b) eine solche Benutzung darf nur gestattet werden, wenn vor einer solchen Benutzung derjenige, der die 

Nutzung plant, sich darum bemüht hat, die Zustimmung des Rechtsinhabers zu angemessenen 
geschäftsüblichen Bedingungen zu erhalten, und wenn diese Bemühungen innerhalb einer 
angemessenen Frist erfolglos geblieben sind. Von diesem Erfordernis kann von einem Mitglied 
abgesehen werden, wenn ein nationaler Notstand vorliegt oder sonstige Umstände von äußerster 
Dringlichkeit obwalten oder wenn es sich um eine öffentliche, nicht gewerbliche Benutzung handelt. 
Bei Vorliegen eines nationalen Notstands oder sonstiger Umstände von äußerster Dringlichkeit ist der 
Inhaber des Rechts trotzdem so bald als zumutbar zu verständigen. Wenn im Fall öffentlicher, nicht 
gewerblicher Benutzung die Regierung oder der Unternehmer, ohne eine Patentrecherche vorgenommen 
zu haben, weiß oder hätte wissen müssen, daß ein gültiges Patent von der oder für die Regierung benutzt 
wird oder werden wird, ist der Inhaber des Rechts unverzüglich in Kenntnis zu setzen; 

 c) Umfang und Dauer einer solchen Benutzung sind auf den Zweck zu begrenzen, für den sie gestattet 
wurde, und im Falle der Halbleitertechnik kann sie nur für den öffentlichen, nicht gewerblichen 
Gebrauch oder um eine in einem Gerichts- oder Verwaltungsverfahren festgestellte wettbewerbswidrige 
Praxis abzustellen, vorgenommen werden; 

 d) eine solche Benutzung ist nicht ausschließlich; 
 e) eine solche Benutzung kann nicht übertragen werden, es sei denn zusammen mit dem Teil des 

Unternehmens oder des Geschäftsbetriebs, dem diese Benutzung zusteht; 
 f) eine solche Benutzung wird vorwiegend für die Versorgung des Binnenmarktes des Mitglieds, das sie 

zuläßt, gestattet; 
 g) die Erlaubnis einer solchen Benutzung unterliegt vorbehaltlich eines angemessenen Schutzes der 

berechtigten Interessen der ermächtigten Personen der Kündigung, wenn und sofern die Umstände, die 
zu ihr geführt haben, zu bestehen aufhören und wahrscheinlich nicht wieder eintreten. Die zuständige 
Behörde ist befugt, auf begründeten Antrag, die Fortdauer dieser Umstände zu überprüfen; 

 h) dem Inhaber des Rechts wird eine nach den Umständen des Falls angemessene Vergütung geleistet, 
wobei der wirtschaftliche Wert der Erlaubnis in Betracht gezogen wird; 

 i) die Rechtsgültigkeit einer Entscheidung im Zusammenhang mit der Erlaubnis einer solchen Benutzung 
unterliegt der Nachprüfung durch ein Gericht oder einer sonstigen unabhängigen Nachprüfung durch 
eine gesonderte obere Behörde im betreffenden Mitglied; 

 j) jede Entscheidung betreffend die in bezug auf eine solche Benutzung vorgesehene Vergütung unterliegt 
der Nachprüfung durch ein Gericht oder einer sonstigen unabhängigen Nachprüfung durch eine eigene 
Oberbehörde im betreffenden Mitglied; 
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 k) Die Mitglieder sind nicht gehalten, die in den lit. b und f festgelegten Bedingungen anzuwenden, wenn 
eine solche Benutzung gestattet ist, um eine in einem Gerichts- oder Verwaltungsverfahren festgestellte 
wettbewerbswidrige Praxis abzustellen. Die Notwendigkeit, eine wettbewerbswidrige Praxis 
abzustellen, kann in solchen Fällen bei der Festsetzung des Betrags der Vergütung berücksichtigt 
werden. Die zuständigen Behörden sind befugt, eine Aufhebung der Erlaubnis abzulehnen, wenn und 
sofern die Umstände, die zu der Erlaubnis geführt haben, wahrscheinlich wieder eintreten; 

 l) ist eine solche Benutzung gestattet, um die Verwertung eines Patents („zweites Patent'') zu ermöglichen, 
das nicht verwertet werden kann, ohne ein anderes Patent („erstes Patent'') zu verletzen, kommen die 
folgenden zusätzlichen Bedingungen zur Anwendung: 
(i) die im zweiten Patent beanspruchte Erfindung stellt 

gegenüber der im ersten Patent beanspruchten Erfindung einen wichtigen technischen Fortschritt von 
erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung dar; 

(ii) der Eigentümer des ersten Patents hat das Recht auf eine 
gegenseitige Lizenz zu angemessenen Bedingungen für die Benutzung der im zweiten Patent 
beanspruchten Erfindung; 
und 
(iii) die Benutzungserlaubnis in bezug auf das erste Patent ist 
nicht übertragbar, es sei denn, zusammen mit der Übertragung des zweiten Patents. 

 

--------------------------------------------------------------------- 

  *1) Mit „sonstiger Benutzung'' ist eine andere als die nach Artikel 30 erlaubte Benutzung gemeint. 


